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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Im Berichtsjahr 1992 gerieten vor allem die Arzthonorare unter Beschuss. Die von
Bundesrat Cotti bei der Beratung des zweiten Massnahmenpakets gegen die
Kostensteigerung im Gesundheitswesen angeführten Zahlen über das
Durchschnittseinkommen der Ärzte wurden von deren Standesorganisationen zwar
heftig bestritten. Doch ergaben Studien, dass die Ärzte in weit grösserem Ausmass für
den Kostenschub verantwortlich sind als bisher angenommen. Die teilweise verweigerte
Erhöhung der Tarife wurde in den letzten Jahren durch eine massive
Mengenausweitung mehr als nur kompensiert. Teuerungsbereinigt nahm das
durchschnittliche Einkommen pro Arzt in den letzten acht Jahren um 12 Prozent zu,
dasjenige der arbeitenden Gesamtbevölkerung nur um 7 Prozent. Die Untersuchungen
zeigten aber auch krasse Unterschiede innerhalb der Ärzteschaft: Ein Viertel der Ärzte,
vornehmlich Chefärzte und Spezialisten, kassierte die Hälfte der
Krankenkassenleistungen, während das Nettoeinkommen der praktischen Ärzte im
Mittel abnahm. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.02.1992
MARIANNE BENTELI

Als Grund für die Kostensteigerung im Gesundheitsbereich wird oft auch die
zunehmende Ärztedichte genannt. Gemäss der Statistik der Vereinigung der Schweizer
Ärzte (FMH) verdoppelte sich diese in den letzten 20 Jahren. Die grösste Dichte an
freipraktizierenden Ärzten weist Basel-Stadt auf (328 Einwohner je Arzt), die kleinste
Appenzell Innerrhoden (1400 Einwohner je Arzt). Der gesamtschweizerische
Durchschnitt liegt bei 624. Fast zwei Drittel der FMH-Mitglieder sind Spezialärzte. Von
verschiedener Seite wird deshalb immer wieder gefordert, bei der Ausbildung von
Medizinstudenten einen Numerus clausus oder ähnliche Restriktionen einzuführen. Im
Berichtsjahr verlangte eine von 110 Nationalrätinnen und Nationalräten unterzeichnete
Motion Pidoux (fdp, VD; Mo. 93.3129), der Bundesrat solle seine Kompetenz bei den
Medizinalprüfungen zu einer sinnvollen Lenkung der Ärztedichte nutzen. Der
Bundesrat verwies auf die Kantonshoheit bei der Zulassung zum Universitätsstudium
sowie auf entsprechende Empfehlungen der Schweizerischen Hochschulkonferenz und
beantragte mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat. Der Ständerat überwies eine ähnlich
lautende Motion Simmen (cvp, SO) ebenfalls nur in der Postulatsform (Mo. 93.3121). 2

MOTION
DATUM: 14.05.1993
MARIANNE BENTELI

In der Frage, wer primär für die Kostensteigerung im Gesundheitswesen verantwortlich
sei, hatten im Vorjahr bei der parlamentarischen Beratung des zweiten
Massnahmenpakets gegen die Kostensteigerung im Gesundheitswesen auch die
Arzthonorare zu Diskussionen Anlass gegeben. Die FMH bestritt die damals von
Bundesrat Cotti genannten Zahlen (jährliches Durchschnittseinkommen von CHF
273'000) und liess eine eigene Studie ausarbeiten, welche markant tiefere Zahlen
auswies (CHF 187'000). Allerdings fusste diese Untersuchung lediglich auf den Angaben
von rund 8000 freipraktizierenden Ärzten. Nicht erfasst wurden die Einkommen der
Spitalärzte und all jener Mediziner, die neben ihrer freien Praxistätigkeit von einem
Spital einen Lohn erhalten. Die FMH-Studie bestätigte die bereits früher vermutete
enorme Bandbreite bei den Ärzteeinkommen. Ärzte und Ärztinnen, die technische
Leistungen wie Operationen anbieten, verdienen bis fünfmal mehr als Mediziner, die
vorwiegend intellektuelle Leistungen erbringen wie etwa (Kinder-)Psychiater oder
Allgemeinpraktiker. Zu den Spitzenverdienern gehören die Urologen, die Orthopäden
und die Gynäkologen. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.05.1993
MARIANNE BENTELI

Nun regte sich aber zunehmender Widerstand in der Ärzteschaft, vor allem von seiten
der invasis und operativ tätigen Spezialärzte verschiedener Fachgebiete, welche sich
1998 zu einer eigenen Vereinigung (Foederatio Medicorum Scrutantium, FMS) innerhalb
der FMH zusammengeschlossen hatten. Die Delegierten der FMH stimmten der neuen
Tarifstruktur zwar grundsätzlich zu, vertagten anfangs April jedoch den definitiven
Entscheid. Hinter den Kulissen tobte der Kampf weiter. Schliesslich beschloss die FMH,
die Spezialistenleistungen doch wieder um 20% höher zu bewerten, was ihr

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.04.1999
MARIANNE BENTELI
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geharnischte Reaktionen seitens der Allgemeinpraktiker eintrug, die sogar von „Verrat“
sprachen. Eine Spaltung der FMH wurde nicht mehr ausgeschlossen. 4

Im Februar genehmigte die Schweizer Ärztekammer den neuen Arzttarif (TarMed).
Anlässlich der Jahrestagung der Sanitätsdirektorenkonferenz (SDK) Ende Mai wurde ein
Vorvertrag unterzeichnet. Damit einigten sich – nach jahrelangen, zähen
Verhandlungen – die Verbindung der Schweizer Ärzte und Ärztinnen (FMH), das
Konkordat der Krankenkassen (KSK), die Organisation der Schweizer Spitäler (H+) und
die privaten Versicherer auf ein gesamtschweizerisch einheitliches Tarifmodell.
Obgleich dies nach einem Durchbruch in der sehr strittigen Ausmarchung aussah,
wurde der Vertrag nicht dem EDI zugestellt. Hintergrund der Verzögerung war der nach
wie vor innerhalb der FMH schwelende Konflikt zwischen Spezialärzten, die eine tarifäre
Rückstufung ihrer vor allem technischer Leistungen nicht zu akzeptieren bereit sind,
während die Allgemeinpraktiker darauf drängen, ihre umfassend beratende Tätigkeit
besser honoriert zu sehen. (Die Chirurgen drohten sogar mit Operationsstopp)
Bundesrätin Dreifuss drohte erneut, die Tarifstruktur durch das BSV festlegen zu lassen,
falls sich die Partner nicht innert nützlicher Frist einigen sollten. Zum letztmöglichen
Zeitpunkt wurde der neue Arzt- und Spitaltarif Ende Juni dem Bundesrat schliesslich
doch noch eingereicht. Im September genehmigte der Bundesrat den neuen TarMed,
doch erwies sich die Umsetzung weiterhin als harzig, weil eine Splittergruppe der FMH,
in der sich 1998 die invasiv und operativ tätigen Spezialärzte zusammengeschlossen
hatten, immer wieder Nachbesserungen verlangte. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2000
MARIANNE BENTELI

Die FMH, welche die Aufhebung des Kontrahierungszwangs bisher aufs schärfste
bekämpft hatte, signalisierte im Lauf des Sommers ein gewisses Entgegenkommen, in
erster Linie, um den Zulassungsstopp nicht zu einer dauerhaften Einrichtung werden zu
lassen, die den Jungärzten auf Jahre hinaus die berufliche Zukunft verbauen würde. Der
Präsident der FMH regte eine Art „Drei-Kreise-Modell“ für die Zulassung zur
Grundversicherung an: Mit einem ersten Kreis von Ärzten müssten die Kassen zwingend
zusammenarbeiten; aus einem zweiten Kreis könnten sie wählen, und der dritte Kreis,
jene „rücksichtslosen Gestalten, die nichts taugen und betrügerische Rechnungen
stellen“ würde ganz ausgeschlossen. Dass überhöhte Abrechnungen nicht nur die Tat
einzelner schwarzer Schafe sind, zeigte sich an einer von der Sendung „Kassensturz“
des Schweizer Fernsehens aufgedeckten virtuellen Laborgemeinschaft in St. Gallen.
Rund 550 Ärzte und Ärztinnen hatten sich in dieser Laborgemeinschaft
zusammengeschlossen, um eine eigene Labortätigkeit vorzutäuschen, für welche
höhere Tarife gelten. In Wirklichkeit wurden die Analysen aber in bis zu dreimal
billigeren Grosslabors durchgeführt. Die Differenz blieb in der Tasche der
betrügerischen Ärzte. Das BSV, welches in früheren Jahren Kenntnis von ähnlichen
Praktiken in der Romandie erhalten hatte, prüft nun, ob Betrug mit Laborrechnungen
nicht zum Offizialdelikt erklärt werden könnte, analog zu den Betrügereien mit
Medikamenten, bei denen gewisse Ärzte die Rabatte der Pharmafirmen nicht
weitergeben. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.06.2002
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Dringlicher Bundesbeschluss über Massnahmen gegen die Kostensteigerung in der
Krankenversicherung. Abstimmung vom 26. September 1993
Beteiligung: 39,8%

Ja: 1 416 209 (80,5%) / 20 6/2 Stände
Nein: 342 002 (19,5%) / 0 Stände

Parolen:
-Ja: FDP, SP, CVP, SVP, GP, LP, LdU, EVP, AP, SD, EDU; SGB, CNG, VSA, SBV, SGV;
Krankenkassenkonkordat, FMH, Schweiz. Patienten-Organisation.
-Nein: PdA, Lega.

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs wertete den Ausgang der Abstimmung als
Vertrauensbeweis gegenüber Bundesrat und Parlament, und dies homogen über alle
Bevölkerungsgruppen hinweg. Sowohl Befürworter als auch Gegner stützten ihren

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.1993
MARIANNE BENTELI
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Entscheid zu einem grossen Teil auf das Bestreben, die steigenden persönlichen
Ausgaben für die Krankenversicherung zu bremsen. Die Befürworter akzeptierten den
Bundesbeschluss dabei als valablen Kompromiss, während die Gegner radikalere
Lösungen zum Schutz der kleinen Einkommen bevorzugt hätten. 7

Im August 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er von seiner subsidiären Kompetenz
Gebrauch machen und die Einzelleistungstarifstruktur Tarmed anpassen werde. Dies
war nach 2014 zum zweiten Mal nötig geworden, weil sich Leistungserbringer und
Versicherer nicht auf einen gemeinsamen Tarif hatten einigen können und somit für das
Jahr 2018 keine Tarifstruktur mehr vorgelegen hätte. Die Änderungen der Verordnung
zum Tarmed sahen vor, die „Vergütungen der verschiedenen Leistungen in
angemessene Relation zu stellen“. Dazu sollten einerseits die Leistungsvergütungen
bestimmter Tarifpositionen geändert werden. Zum Beispiel soll für alle Leistungen ein
einheitlicher Dignitätsfaktor bestimmt werden. Die Weiterbildungsdauer der Fachärzte
soll folglich nicht mehr in die Tarife einfliessen, so dass alle ärztlichen Leistungen
einheitlich abgerechnet werden. Andererseits werden die Abrechnungsregeln einzelner
Tarifpositionen geändert, was unter anderem zu mehr Abrechnungstransparenz und
reduzierten Beträgen bei der Verrechnung von Leistungen in Abwesenheit der
Patientinnen und Patienten führen soll. Zudem werden die Tarife derjenigen Leistungen
gesenkt, deren Dauer durch technische oder medizinische Fortschritte reduziert
worden ist. Einzelne dieser Massnahmen hatte der Bundesrat entsprechend den
Rückmeldungen aus der Vernehmlassung angepasst, so dass er nun mit jährlichen
Einsparungen von CHF 470 Mio. (anstelle der ursprünglich erwarteten CHF 700 Mio.)
rechnete. Diese Korrekturen betrafen vor allem die vulnerabelsten Patienten, also
Kinder, Betagte und psychisch Kranke, deren Grundkonsultation unter anderem
weiterhin länger dauern darf als bei den übrigen Patienten. 

Die betroffenen Akteure reagierten unterschiedlich auf die Revision. Der
Kassenverband Curafutura lobte die Revision und erwartete deutliche Einsparungen bei
den Prämien; Santésuisse hingegen bezweifelte, dass die durch die Revision möglichen
finanziellen Reduktionen tatsächlich die von Bundesrat Berset angegebene Höhe
erreichen würden. Negative Reaktionen kamen vor allem von den Leistungserbringern:
Der Ärzteverband FMH sorgte sich aufgrund der Revision wie bereits in der
Vernehmlassung vor möglichen Verschiebungen vom ambulanten in den stationären
Bereich. Für die Ärzte bedeute dies zudem eine Reduktion ihrer Vergütungen um
durchschnittlich 10 Prozent, vereinzelt könne es gar zu Reduktionen bis 30 Prozent
kommen. Dies veranlasste die Presse zu Spekulationen, ob die Revision den Anreiz der
Ärzteschaft gesteigert habe, ihre eigene Tarifrevision Tarco voranzutreiben. Deren
Erarbeitung hatte sich zuvor als schwierig erwiesen, weil höhere Ansätze bei den einen
Ärzten aufgrund der nötigen Kostenneutralität zu finanziellen Einbussen für andere
Ärzte führen würden. Der Spitalverband H+ betonte schliesslich, dass die Anpassung
des Tarmed die Situation der Spitäler weiter verschlechtern werde. Aufgrund dieser
unterschiedlichen Rückmeldungen waren sich die Medien nicht einig, ob die Revision
eine gute oder schlechte Nachricht für die Patienten sei. Zwar setze der Bundesrat
damit ein Zeichen gegen die ständig wachsenden Prämien, jedoch seien Einsparungen
von einer halben Milliarde pro Jahr bei jährlichen Gesundheitskosten von etwa CHF 70
Mrd. eher ein Tropfen auf den heissen Stein. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.10.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2018 urteilte das Bundesgericht in der Frage, ob der Bundesrat 2014 dazu
berechtigt gewesen war, den Tarmed nach politischen Gesichtspunkten zu ändern.
Der Bundesrat hatte bei der ersten Tarmed-Änderung entschieden, den Haus- und
Kinderärzten mehr und den Spezialärzten im Tarmed weniger Geld für ihre Leistungen
zuzusprechen. Dies erachtete die Privatklinik St. Anna in Luzern als widerrechtlich und
verrechnete ihre Kosten weiterhin nach den alten, höheren Tarmed-Tarifen. Das
eingesetzte Schiedsgericht, das nötig geworden war, weil eine Krankenversicherung
diese höheren Tarife nicht akzeptiert hatte, gab der Klinik recht, woraufhin die
Versicherung den Fall vors Bundesgericht weiterzog. Da in der Zwischenzeit auf Anraten
des Spitalverbands H+ verschiedene Spitäler ihre Rechnungen unter Vorbehalt
ausgestellt hatten, erwarteten sowohl Krankenversicherungen als auch Spitäler den
Entscheid mit grossem Interesse. 
Das Bundesgericht befand im April 2018, dass das KVG keine klaren Vorgaben dazu
mache, welche Anpassungen der Bundesrat machen dürfe und wie er dabei vorgehen
müsse. Folglich komme ihm diesbezüglich ein grosser Ermessensspielraum zu; er könne
daher auch lineare Kürzungen sowie politisch motivierte Kürzungen wie die Förderung

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.04.2018
ANJA HEIDELBERGER
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der Hausarztmedizin vornehmen. Die Krankenkassen zeigten sich erleichtert über das
Urteil, das gemäss Santésuisse nun für Rechtssicherheit sorge. Der Berufsverband der
Ärztinnen und Ärzte FMH zeigte sich erstaunt über den Entscheid und insbesondere
darüber, dass es dem Bundesrat möglich sein soll, politische Aspekte zu
berücksichtigen, während sich die Tarifpartner beim Tarmed strikt an den Wortlaut des
KVG halten müssten. Die Medien urteilten, dass dieser Entscheid den Einfluss des
Bundesrates stärke; Gewinner seien die Prämienzahlenden, lobte Santésuisse den
Entscheid. 9

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Städte- und der Gemeindeverband, Dachverbände der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbände.
Entsprechend breit war trotz Lobes für die Bemühungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit anderen Revisionen, vor Finanzierungs- oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstärkten Bürokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklärte. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2019 gab eine Minderheit der Tarifpartner – FMH und Curafutura – bekannt, dem
Bundesrat einen Vorschlag für eine neue Tarifstruktur, TARDOC, als Nachfolgerin von
TARMED zur Genehmigung einzureichen. TARDOC war zuvor von der ats-tms AG, der
gemeinsamen Tariforganisation von FMH, Curafutura und der Medizinaltarif-
Kommission UVG (MTK) während über drei Jahren erarbeitet worden. Eine Revision von
TARMED sei überfällig, da dieser veraltet sei, begründeten die Tarifpartner die Revision
in ihrer Medienmitteilung. Dabei habe man die Kostenmodelle «dem heutigen Stand der
Medizin, der Medizinaltechnik und dem heutigen Personalaufwand angepasst», die
Behandlungsdauer der einzelnen Leistungen aktualisiert sowie Leistungen des
nichtärztlichen Personals aufgenommen. Schliesslich sei die Tarifstruktur vereinfacht
und der Leistungskatalog von 4600 auf 2700 Positionen gekürzt worden. Nicht einig
wurden sich FMH und Curafutura einzig bei den Taxpunkten, zu denen sie zwei
unterschiedliche Varianten einreichten. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.07.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2020 eröffnete der Bundesrat eine Vernehmlassung zur Präzisierung des
Spitalkostenbeitrags der Patientinnen und Patienten. Dort schlug er vor, die
bestehende Regelung in der KVV, wonach die Patientinnen und Patienten einen Beitrag
in der Höhe von CHF 15 pro Tag an die Spitalkosten bezahlen müssen, dahingehend zu
präzisieren, dass diese Beiträge neu weder für den Austrittstag noch für Urlaubstage
anfallen sollen. Dadurch würden bei den Krankenversicherungen Mehrkosten in der
Höhe von CHF 22 Mio. jährlich anfallen. 
An der Vernehmlassung, die bis Oktober 2020 dauerte, nahmen 38 Stellungnehmende
teil, darunter 23 Kantone, die GDK, die SP und die Grünen, der SSV, Curafutura und
Santésuisse, der SGB sowie FMH, Spitex und die Stiftung Konsumentenschutz aller drei
Sprachregionen (SKS, FRC, acsi). Der Grossteil der Befragten, darunter 20 Kantone, die
links-grünen Parteien und die Gewerkschaft, aber auch die Leistungserbringenden
sprachen sich vorbehaltlos für die Vorlage aus. Einen Vorbehalt brachten hingegen die
Konsumentenverbände an: Sie verlangten eine Rückerstattung der ab Anfang 2012
unrechtmässig erhobenen Beträge für den Austrittstag, teilweise auch für den
Eintrittstag. Die Versicherungen hingegen forderten, dass die Urlaubstage und teilweise
die Austrittstage gleich definiert werden wie in der Tarifstruktur. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Nach einer ersten Prüfung der 2019 eingereichten neuen Tarifstruktur für ambulante
ärztliche Leistungen, TARDOC, verlangte der Bundesrat verschiedene Anpassungen
der Tarifstruktur. Im Juni 2020 reichten die Tarifpartner FMH und Curafutura eine
überarbeitete Version des Ärztetarifs nach, mit der sie nun sämtliche Auflagen des
Bundesrates zu erfüllen glaubten. Neu habe man nun ein gemeinsames
Kostenneutralitätskonzept ergänzt und die Tarifstruktur überarbeitet. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die Krankenkasse SWICA der Tarifstruktur
angeschlossen, womit TARDOC nun mit den in der Curafutura vertretenen
Versicherungen CSS, Helsana, Sanitas und KPT die Mehrheit der Versicherten hinter

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.06.2020
ANJA HEIDELBERGER
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sich wusste.
Im August 2020 gab das BAG bekannt, seine ausführliche Prüfung des Tarifs noch um
die neu eingereichten Elemente erweitern zu müssen. So müsse sichergestellt werden,
dass die Tarifstruktur die vom Bundesrat gestellten Bedingungen einhalte und daraus
insbesondere keine Mehrkosten entstünden. 13

im Juni 2021 gab der Bundesrat das Ergebnis seiner Prüfung der neuen Tarifstruktur
TARDOC bekannt: Diese sei in ihrer aktuellen Form nicht genehmigungsfähig, weil sie
«gewichtige materielle Mängel aufweist und eine kostenneutrale Einführung nicht
sichergestellt ist». Unerfüllt blieben die Anforderungen im Bereich der
Kostenneutralität sowie insbesondere bezüglich Wirtschaftlichkeit und Billigkeit der
Tarifstruktur, wie der Bundesrat erklärte. Überdies zeigte er sich aber auch mit der
Vereinfachung der Tarifstruktur, ihrer Anpassung an aktuelle Gegebenheiten und ihrer
Transparenz nicht zufrieden, insbesondere nachdem er diese Punkte in seinem
Prüfbericht von November 2020 bereits hervorgehoben habe. Schliesslich störte sich
der Bundesrat daran, dass weder Santésuisse noch der Spitalverband (H+) den
Tarifvertrag unterzeichnet hätten. Daher forderte er die Tarifpartner zu einer
gemeinsamen Überarbeitung auf.
Die beteiligten Tarifpartner zeigten sich mit diesem Entscheid des Bundesrats nicht
einverstanden, in einer Medienmitteilung nannten sie ihn «unverständlich und nicht
nachvollziehbar». Die aktuelle Version von TARDOC erfülle die gesetzlich
vorgeschriebenen Kriterien, betonten sie. Gar von einer «Art Todesstoss für die
Tarifautonomie» sprach alt-Ständerat Joachim Eder, Präsident des Tarifbüros ats-tms.
Schliesslich sei TARMED nicht mehr zeitgemäss, wodurch die medizinischen Leistungen
unsachgemäss vergütet würden. Man werde prüfen, «inwieweit die Forderungen nach
Anpassungen des TARDOC überhaupt sachgerecht und umsetzbar sind».
Ende Dezember 2021 reichten die betroffenen Tarifpartner eine von ihnen als «finale
Version des TARDOC» bezeichnete Überarbeitung zur Genehmigung ein. Man habe
dabei wie gefordert die Kostenneutralität verlängert, den Tarif vereinfacht und die
Transparenz erhöht, erklärten sie in einer Medienmitteilung. Sie wiesen überdies auf
die fehlenden Alternativen bezüglich einer Tarifrevision hin und hofften entsprechend
auf eine Inkraftsetzung von TARDOC per 1. Januar 2023. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Ende 2021 legten die Tarifpartner H+ und Santésuisse dem Bundesrat ihre
Tarifstruktur für ambulante Pauschalen zur Prüfung vor. Die neue Tarifstruktur decke
im Gegensatz zu TARMED, die auf Einzelleistungstarifen beruht, «im ambulanten
Spitalbereich eine Mehrheit der Leistungen mit Pauschalen» ab. Damit wollten die
Tarifpartner dem Entscheid des Parlaments vom Juni 2021 nachkommen, das mit
Annahme des Massnahmenpakets 1a zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen den
Einsatz von Pauschalen auch im ambulanten Bereich so weit wie möglich vorschreibt.
H+ und Santésuisse hatten die Pauschalen der neuen Tarifstruktur im Rahmen ihrer
Tariforganisation «solutions tarifaires suisses sa» basierend auf reellen Kosten- und
Leistungsdaten der Leistungserbringenden entwickelt, noch nicht darin enthalten
waren jedoch die Einzelleistungstarife für nicht pauschalisierbare Leistungen. An der
Entwicklung mitgewirkt hatte auch der Verband der Chirurginnen und Chirurgen,
FMCH. Dieser beteiligte sich jedoch nicht an der Einreichung der Tarifstruktur, da diese
nicht «für alle Ärztinnen und Ärzte, die ambulant behandeln, sinnvoll, wirtschaftlich und
anwendbar» sei, wie der Verband gegenüber den Medien verlauten liess.
Mit ihrem Vorschlag standen H+ und Santésuisse bis zu einem gewissen Grad in
Konkurrenz mit dem Projekt TARDOC, das FMH und Curafutura entwickelt hatten, der
Bundesrat bisher aber noch nicht genehmigt hatte. Man könne damit «einige der von
der Genehmigungsbehörde konstatierten Mängel des TARDOC [...] beheben», betonten
die Einreichenden, während FMH vor allem die konzeptionellen Unterschiede zwischen
den zwei Modellen hervorhob und die neuen Pauschalen generell als «anschlussfähig an
den TARDOC» erachtete. Da TARDOC auf Einzelleistungstarifen statt Pauschalen
beruhte, hatte die Ärzteschaft, darunter auch FMCH und FMH bereits zuvor erklärt,
dass die neuen ambulanten Pauschalen als Ergänzung zu TARDOC verstanden werden
sollen. Nach Einreichung der neuen Struktur zeigte sich FMH mit dieser jedoch nicht
einverstanden: Die Struktur sei zu wenig ausgereift, beruhe ausschliesslich auf
Spitaldaten und sei überdies nicht kostenneutral, wurde kritisiert. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.12.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Im Massnahmenpaket 1a zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen hatten Bundesrat
und Parlament entschieden, die Tarifpartner zur Schaffung eines gemeinsamen
ambulanten Tarifbüros zu verpflichten. Bereits im März 2021 hatten die Tarifpartner in
einem Letter of Intent ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit in diesem Themenbereich
festgehalten. Unter Leitung des Berner Regierungsrates Pierre Alain Schnegg (BE, svp)
erarbeiteten Arbeitsgruppen bis Juni 2022 in zehn Sitzungen die zur Schaffung der als
Aktiengesellschaft geplanten «Organisation für ambulante Arzttarife AG» (OAAT)
notwendigen Dokumente. In der Folge sollten diese Dokumente von den beteiligten
Verbänden ratifiziert werden, so dass Mitte November 2022 die Gründung erfolgen
könnte. 
Zu den zu ratifizierenden Dokumenten gehörten neben Statuten und
Aktionärsbindungsvertrag auch eine «Zusatzvereinbarung Doppelte Parität», mit der die
Verantwortlichen von TARDOC und der ambulanten Pauschalen die «Grundlagen zum
Tarif für die Verrechnung ärztlicher Leistungen» durch das jeweils andere Tarifprojekt
akzeptierten. Damit sollte der Streit zwischen FMH, Curafutura und der Medizinaltarif-
Kommission UVG MTK respektive H+ und Santésuisse bezüglich des zukünftigen
Abrechnungssystems für ambulante Leistungen beigelegt werden, wie es auch der
Bundesrat und die SGK-NR gefordert hatten. Zu diesem Zeitpunkt hatte der Bundesrat
keines der beiden Tarifprojekte bewilligt. Anschliessend machten sich die
Arbeitsgruppen an die Ausarbeitung «gemeinsamer übergeordneter
Tarifierungsgrundsätze», mit denen das «Zusammenspiel [...] zwischen ambulanten
Pauschalen und TARDOC» festgelegt werden sollte, wie FMH erklärte. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2022 entschied der Bundesrat einmal mehr, die neue Tarifstruktur TARDOC
noch nicht zu genehmigen. Zwar seien gegenüber den Vorgängerversionen
Verbesserungen erzielt worden, noch immer würden jedoch insbesondere die
Anforderungen an die Kostenneutralität und die Wirtschaftlichkeit nicht eingehalten,
kritisierte er. Folglich sollten die beteiligten Tarifpartner Curafutura und FMH die
Tarifstruktur bis Ende 2023 erneut überarbeiten – bestenfalls in Zusammenarbeit mit
zusätzlichen Tarifpartnern – sowie ein langfristiges Monitoring von TARDOC und ein
Konzept zur Behebung der Mängel beilegen. Der Bundesrat präzisierte überdies die für
eine Genehmigung notwendigen Bedingungen. Die Tarifpartner sprachen in der Folge
von einem «unverständliche[n] Entscheid, der die Tarifpartnerschaft nachhaltig
schwächt». So erfülle TARDOC die gesetzlichen Genehmigungskriterien und wäre dank
Effizienzsteigerungen und der Beseitigung von Fehlanreizen eine Verbesserung
gegenüber TARMED. Insbesondere sei die vom Bundesrat im Juni 2021 geforderte
Kostenneutralität sichergestellt gewesen, der Bundesrat habe jedoch die
entsprechenden Spielregeln in der Zwischenzeit geändert. Zudem kritisierten
Curafutura und FMH, dass damit die «Verweigerungshaltung» der nicht an TARDOC
beteiligten Akteurinnen und Akteure belohnt werde. 
Santésuisse, das Ende 2022 zusammen mit H+ ambulante Pauschalen für eine
alternative Tarifstruktur zur Prüfung eingereicht hatte, zeigte sich über diesen
ablehnenden Entscheid des Bundesrates erleichtert und forderte alle Tarifpartner auf,
ein gemeinsames Modell auszuarbeiten, etwa im Rahmen eines gemeinsamen
nationalen Tarifbüros. Die Medien betonten in der Folge einhellig die Relevanz der
Ablösung von TARMED. Die aktuell noch verwendete Tarifstruktur, über die Zahlungen in
der Höhe von CHF 12 Mrd. jährlich abgerechnet werden, sei veraltet und bilde die
tatsächlichen Kosten nicht mehr genügend ab – diese würden folglich je nach
Kostenpunkt über- oder unterschätzt. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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